
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

RS Vwgh 2006/11/15 2006/12/0028
 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 15.11.2006

file:///


Index

L24007 Gemeindebedienstete Tirol

001 Verwaltungsrecht allgemein

10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

40/01 Verwaltungsverfahren

Norm

AVG §56;

B-VG Art20 Abs1;

GdBG Tir 1970 §19 Abs3;

GdBG Tir 1970 §29 Abs1 lita;

GdBG Tir 1970 §62 Abs3;

VwRallg;

Rechtssatz

Vorliegendenfalls war der Beamte bis zum Beschluss des Gemeinderates vom 23. März 2004 sowohl als

Standesbeamter mit vom Gemeindeverband wahrzunehmenden Aufgaben als auch mit von der Gemeinde

wahrzunehmenden Aufgaben betraut. Die zuletzt genannten Aufgaben wurden ihm sodann (formlos) entzogen. Dieser

Entzug könnte schon deshalb dienstrechtlich (und damit auch gehaltsrechtlich) unwirksam gewesen sein, weil er durch

das unzuständige Organ erfolgt ist, oder weil allenfalls eine Veränderung in den "Kernelementen" (also innerhalb

derselben Verwendungsgruppe, desselben Dienstzweiges und ohne Veränderung der Dienstklasse) eingetreten ist und

daher die Bescheidform erforderlich gewesen wäre. Wäre die Personalmaßnahme freilich durch das zuständige Organ

zulässiger Weise in Weisungsform erlassen worden, so hätte sie aus folgenden Erwägungen ebenso wenig

gehaltsrechtliche Auswirkungen gezeigt: Es hätte sich diesfalls nämlich nur entweder um die wesentliche

Umgestaltung eines vom Beamten bis dahin innegehabten einheitlichen Arbeitsplatzes und damit um eine Versetzung

(Abberufung des Beamten von seinem alten Aufgabengebiet und Zuweisung eines - eingeschränkten - neuen

Aufgabengebietes), oder aber um eine Abberufung von einem von zwei vom Beamten innegehabten Arbeitsplätzen

gehandelt. Auch letztere ist vom Schutzzweck des § 19 Abs. 3 Tir GdBG 1970 umfasst und daher - wenn auch hiedurch

kein "Kernelement" verändert wird - einer "Versetzung" im Verständnis dieser Gesetzesbestimmung gleichzuhalten.

Durch alle diese Personalmaßnahmen hätte eine Minderung des Diensteinkommens nicht eintreten dürfen.
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